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2 . Bundesgesetz: Abänderungen und Ergänzungen des Vermögensabgabegesetzes und des Vermögenszuwachs-
abgabegesetzes.

3. Bundesgesetz: Änderung des Weinsteuergesetzes.
4 . Bundesgesetz: Änderung des Biersteuergesetzes.
5 . Bundesgesetz: Außerkraftsetzung des Bundesgesetzes, betreffend Änderung des Aufbauzuschlages zur Biersteuer

und die Ertragsbeteiligung der Länder und der Stadt Wien.
6 . Bundesgesetz: Veräußerung der bundeseigenen Liegenschaft in Linz, Harrachstraße 16 und 16a, an das Land

Oberösterreich.
7. Bundesgesetz: Veräußerung der bundeseigenen Grundparzellen Nr. 2493 und 2745/2 aus EZ. 752 II der

KG. Hötting, Tirol, an die Stadtgemeinde Innsbruck.
8 . Bundesgesetz: 2. Steueränderungsgesetz 1951.
9 . Bundesgesetz: Gewährung eines Bundeszuschusses zur Förderung der Behebung von Hochwasserschäden in

Wien und Niederösterreich.
1 0 . Verordnung: Erhöhung der Gebühren für Untersuchungen von Lebensmitteln durch die Untersuchungs-
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1 1 . Kundmachung: Plombierungsvorschriften der Bundesanstalt für Pflanzenbau und Samenprüfung in Wien.

2. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
betreffend Abänderungen und Ergänzungen
des Vermögensabgabegesetzes und des Ver-

mögenszuwachsabgabegesetzes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 7. Juli 1948, BGBl. Nr.
166, über eine einmalige Abgabe vom Vermögen
(Vermögensabgabegesetz) wird abgeändert und
ergänzt wie folgt:

1. § 8 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Das Bundesministerium für Finanzen kann
mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates mit Verordnung Bestimmungen
über eine Ermäßigung der Vermögensabgabe
treffen, soweit diese vor Fälligkeit innerhalb von
drei Jahren nach Zustellung des Vermögensab-
gabebescheides entrichtet wird. Die Frist ist eine
Ausschlußfrist. Sie beginnt von dem der Zustel-
lung des Bescheides nächstfolgenden Tag an zu
laufen, unabhängig davon, ob die Abgabe vor-
läufig oder endgültig festgesetzt wurde."

2. Dem § 17 Abs. 3 werden folgende Sätze an-
gefügt:

„Guthaben, die unter Verwendung von Bun-
desschuldverschreibungen und Bundesschuldbuch-
forderungen entstanden sind, dürfen nicht in
Geld rückgezahlt oder auf andere Steuerschuldig-
keiten mit Ausnahme der einmaligen Abgabe
vom Vermögenszuwachs angerechnet werden. Die
Rückzahlung wird in Bundesschuldverschreibun-
gen geleistet, wobei diese Bundesschuldver-

schreibungen auf den Betrag des Guthabens zum
Nennwert anzurechnen sind."

Artikel II.

Das Bundesgesetz vom 7. Juli 1948, BGBl. Nr.
165, über eine einmalige Abgabe vom Ver-
mögenszuwachs (Vermögenszuwachsabgabegesetz)
wird ergänzt wie folgt:

Dem § 21 Abs. 5 werden folgende Sätze an-
gefügt:

„Guthaben, die unter Verwendung von Bun-
desschuldverschreibungen und Bundesschuldbuch-
forderungen entstanden sind, dürfen nicht in
Geld rückgezahlt oder auf andere Steuerschuldig-
keiten mit Ausnahme der einmaligen Abgabe
vom Vermögen angerechnet werden. Die Rück-
zahlung wird in Bundesschuldverschreibungen
geleistet, wobei diese Bundesschuldverschreibun-
gen auf den Betrag des Guthabens zum Nenn-
wert anzurechnen sind."

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t rückwirkend auf
den 29. August 1948 in Kraft.

(2) Die Verordnungen zur Durchführung der
in Art . I Z . 1 enthaltenen Bestimmungen können
mi t Wi rkung vom 29. August 1948 in Kraft ge-
setzt werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut .

Körner
Figl Margarétha
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3 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
betreffend Änderung des Weinsteuergesetzes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Im Gesetz über die Weinsteuer vom 6. Februar
1919, StGBl. Nr. 125, in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 25. Juli 1946, BGBl. Nr. 165, über
die Wiedereinführung der Weinsteuer, des Bun-
desgesetzes vom 18. Dezember 1948, BGBl.
Nr. 28/1949, über Änderungen des Weinsteuer-
gesetzes (Weinsteuernovelle 1948), des Bundes-
gesetzes vom 7. Dezember 1949, BGBl. Nr. 14/
1950, über Änderungen des Weinsteuergesetzes
(Weinsteuernovelle 1949), des Bundesgesetzes vom
15. Dezember 1950, BGBl. Nr. 12/1951, betref-
fend Änderungen des Weinsteuergesetzes (Wein-
steuernovelle 1950) und des Bundesgesetzes vom
15. Dezember 1950, BGBl. Nr. 13/1951, betref-
fend Änderung des Weinsteuergesetzes und die
Einführung einer Weinverbrauchsabgabe, hat
§ 2 zu lauten:

„§ 2. Die Weinsteuer beträgt 50 S für 1 Hek-
toliter."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wird
das Bundesministerium für Finanzen betraut,

Körner
Figl Margarétha

4 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
betreffend Änderung des Biersteuergesetzes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Biersteuergesetz vom 28. März 1931,

Deutsches RGBl. I S. 110, in der derzeit gelten-
den Fassung wird abgeändert wie folgt:

1. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Biersteuer beträgt für jedes Hektoliter

der in einem Brauereibetrieb innerhalb eines
Kalenderjahres erzeugten Biermenge

von den ersten 2.000 hl S 60'50
von den folgenden 8.000 hl . . . . . . S 60'70
von den folgenden 10.000 hl S 60'90
von den folgenden 10.000 hl S 61'20
von den folgenden 30.000 hl S 61'50
von den folgenden 30.000 hl S 61'80
von den folgenden 30.000 hl S 62'40
von dem Rest S 63'—.

Für Brauereien, die innerhalb eines Kalender-
jahres nicht mehr als 1000 Hektoliter Bier er-
zeugen, ermäßigt sich der Steuersatz auf 60 Schil-
ling für 1 Hektoliter. Diese Begünstigung er-
lischt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem in
der Brauerei mehr als 1000 Hektoliter erzeugt
werden."

2. Im § 4 hat der erste Satz zu lauten:

„Für Bier, das in das Inland eingeführt wird,
beträgt die Biersteuer 63 Schilling für 1 Hekto-
liter."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. Jänner 1952
in Kraft.

(2) Mi t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut .

Körner
Figl Margarétha

5. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
womit das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947,
BGBl. Nr. 157, betreffend Änderung des
Aufbauzuschlages zur Biersteuer und die
Ertragsbeteiligung der Länder und der Stadt

Wien, außer Kraft gesetzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947, BGBl.
Nr. 157, betreffend Änderung des Aufbau-
zuschlages zur Biersteuer und die Ertragsbeteili-
gung der Länder und der Stadt Wien, tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 1951 außer Kraft.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Figl Margarétha

6. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
betreffend die Veräußerung der bundes-
eigenen Liegenschaft in Linz, Harrach-
straße 16 und 16 a, an das Land Ober-

österreich.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigene Liegenschaft EZ. 562
der KG. Linz, bestehend aus den Parzellen
Nr. B 947/1 Garten, Nr. 945 Bauarea (Haus in
der Harrachstraße 16), Nr. 946/2 Bauarea (Haus
in der Harrachstraße 16 a) und Nr. 947/2 Bau-
area, samt allem Zubehör zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Körner
Figl Margarétha
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7. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
betreffend die Veräußerung der bundeseige-
nen Grundparzellen Nr. 2.493 und 2.745/2
aus EZ. 752 II der KG. Hötting, Tirol, an

die Stadtgemeinde Innsbruck.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Grundparzellen
Nr. 2.493 und 2.745/2 aus EZ. 752 II der
KG. Hötting, Tirol, an die Stadtgemeinde Inns-
bruck zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Körner
Figl Margarétha

8. Bundesgesetz vom 17. Dezember 1951
über Änderungen auf dem Gebiete der
direkten Steuern und der Umsatzsteuer

(2. Steueränderungsgesetz 1951).
Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT A.
Einkommensteuer.

Artikel I.
Das Einkommensteuergesetz in der Fassung

des Steueränderungsgesetzes 1950 vom 31. März
1950, BGBl. Nr. 101, des 2. Steueränderungs-
gesetzes 1950 vom 6. Dezember 1950, BGBl.
Nr. 5/1951, und des Steueränderungsgesetzes
1951 vom 20. Juli 1951, BGBl. Nr. 191, wird
in nachstehender Weise geändert:

1. Im § 3 hat Z. 1 zu entfallen.

2. Im § 10 Abs. 1 wird nach Z. 5 als neue
Ziffer eingefügt:

„6. Aufwendungen, die einem Steuerpflich-
tigen infolge der Beschlagnahme seiner Wohnung
durch eine Besatzungsmacht erwachsen; diese
Aufwendungen sind mit nachstehenden Pausch-
beträgen zu berücksichtigen:

Hat die Steuerpflicht nicht während eines
vollen Kalenderjahres bestanden, so sind die
vorstehenden Pauschbeträge entsprechend der
Zahl der vollen Monate, in denen die Steuer-
pflicht bestanden hat, herabzusetzen."

3. Im § 32 haben die Abs. 6, 7 und 9 zu lauten:
„(6) Die Einkommensteuer der Steuergruppe II

beträgt jährlich für je 100 S des Einkommens
(Abs. 5),

„(7) Die Einkommensteuer der Steuergruppe I
beträgt bis zu einem Einkommen von 29.600 S
das Eineinhalbfache der Einkommensteuer der
Steuergruppe II; für höhere Einkommen ist sie
gleich der um 7'9 v. H. des Einkommens (Abs. 5)
vermehrten Einkommensteuer der Steuergruppe II,
darf aber nicht 55'9 v. H. des Einkommens
(Abs. 5) übersteigen."

„(9) Die Kinderermäßigung beträgt für jede
nach Abs. 4 anrechenbare Person in Prozenten
der Steuersätze des Abs. 6
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Übersteigt das Einkommen 102.000 S, so ver-
mindert sich die Kinderermäßigung um 2 v. H.
des Mehrbetrages über 102.000 S; bis zu einem
Einkommen von 7100 S beträgt die Kinder-
ermäßigung für jede anrechenbare Person minde-
stens 60 S."

4. Im § 33 Abs. 4 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Die zumutbare Mehrbelastung beträgt in
Hundertsätzen des Einkommens

5. Im § 41 Abs. 3 hat die Z. 2 zu lauten:
„2. Sonderausgaben im Sinne des § 10 Abs. 1

Z. 1, 3, 4 und 6 und Abs. 2."

6. Im § 45 Abs. 1 ist nach Z. 3 als neue Ziffer
einzufügen:

„4. bei Aufsichtsratsvergütungen."

7. Im § 46 Abs. 1 Z. 1 tritt an die Stelle des
Betrages von 80.000 der Betrag von 100.000.

Artikel II.

Zuwendungen an Arbeitnehmer, die in der Zeit
vom 1. November bis 15. Jänner des folgenden
Jahres freiwillig oder auf Grund lohngestaltender
Vorschriften neben dem laufenden Dienstbezug
aus demselben Dienstverhältnis gewährt werden,
unterliegen nicht der Einkommensteuer (Lohn-
steuer), soweit sie insgesamt 700 S nicht über-
steigen. Dieser Freibetrag gebührt auch dann nur
einmal, wenn der Arbeitnehmer in mehreren
Dienstverhältnissen steht.

Artikel III.

Art. V Abs. 2 des Steueränderungsgesetzes
1949 vom 19. Mai 1949, BGBl. Nr. 132, hat zu
lauten:

„(2) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeit sind bei Arbeitnehmern steuerfrei,
deren steuerpflichtige Bezüge für die Normal-
arbeitszeit 46.800 S jährlich nicht übersteigen."

Artikel III a.

Artikel III des Steueränderungsgesetzes 1951
vom 20. Juli 1951, BGBl. Nr. 191, hat zu
lauten:

„Soweit Steuerpflichtige nicht in den Jahren
1945 bis 1951 Aufwendungen zur Beseitigung

von Bombenschäden und von anderen Kriegs-
schäden infolge Waffeneinwirkung gemäß § 33
Einkommensteuergesetz als außergewöhnliche
Belastung geltend gemacht haben, können sie die
nachweisbaren Ausgaben bis zu einem Höchst-
betrag von 10.000 S über die zumutbare Mehr-
belastung hinaus als außergewöhnliche Belastung
gemäß § 33 Einkommensteuergesetz für das
Kalenderjahr 1952 geltend machen. Als solche
Aufwendungen kommen nur Ausgaben für die
Wiederherstellung (Wiederbeschaffung) lebens-
notwendiger Wohnräume und für die Wieder-
beschaffung lebensnotwendiger Einrichtungs-
und Gebrauchsgegenstände in Betracht."

Artikel IV.

(1) Von den Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit der Land- und Forstarbeiter ist bei der
Berechnung der Einkommensteuer (Lohnsteuer)
ein besonderer Freibetrag (Landarbeiterfrei-
betrag) abzurechnen. Dieser beträgt in den

Der Landarbeiterfreibetrag ist ohne Eintragung
auf der Lohnsteuerkarte anläßlich jeder Lohnaus-
zahlung zu berücksichtigen. Der Freibetrag darf
vom Arbeitslohn nicht abgezogen werden, wenn
der Arbeitnehmer

1. eine Lohnsteuerkarte nicht vorgelegt hat
oder

2. eine Lohnsteuerkarte mit einem Hinzurech-
nungsbetrag vorgelegt hat oder

3. nur kurzfristig beschäftigt wird (Art. VII
Steueränderungsgesetz 1950, BGBl. Nr. 101).

(2) Land- und Forstarbeiter sind Arbeitnehmer,
die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
(§13 Einkommensteuergesetz) ausschließlich oder
überwiegend körperlich tätig sind und der Invali-
denversicherung unterliegen oder nach den Merk-
malen ihres Dienstverhältnisses unterliegen wür-
den;. Arbeitnehmer, die der Angestelltenversiche-
rung unterliegen oder nach den Merkmalen ihres
Dienstverhältnisses unterliegen würden, haben
keinen Anspruch auf einen Landarbeiterfreibetrag.

Artikel V.

§ 9 des Opferfürsorgegesetzes in der Fassung
der 4. Opferfürsorgegesetz-Novelle vom 14. Juli
1949, BGBl. Nr. 198, hat zu lauten:

„(1) Den Inhabern von Amtsbescheinigungen
und Opferausweisen ist bei der Ermittlung der
Einkommensteuer (Lohnsteuer) ab 1. Jänner 1952
über Antrag der Abzug eines besonderen Be-
trages vom Einkommen (Arbeitslohn) zu ge-
währen; dieser beträgt,
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(2) Für Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeits-
lohn ist den Inhabern von Amtsbescheinigun-
gen und Opferausweisen der besondere Frei-
betrag auf der Lohnsteuerkarte einzutragen.
Steht der Arbeitnehmer in zwei oder mehreren
Dienstverhältnissen, dann gebührt der Frei-
betrag nur einmal.

(3) Inwieweit den Inhabern von A m t s -
bescheinigungen u n d Opferausweisen weitere
Steuer- u n d gebührenrechtl iche Begünst igungen
zustehen, wi rd durch die Steuer- u n d Gebühren-
vorschriften geregelt."

Artikel VI.

§ 3 Abs. 1 des Investitionsbegünstigungs-
gesetzes 1951 vom 20. Juli 1951, BGBl. Nr. 192,
hat zu lauten:

„(1) Die Investitionsrücklage II ist für die An-
schaffung oder Herstellung abnutzbarer Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens zu ver-
wenden, die Investitions-Sonderrücklage für die
Anschaffung oder Herstellung von Wohn-
häusern für Arbeitnehmer; die Verwendung hat
in den Wirtschaftsjahren 1951 (1950/1951) bis
1954 (1953/1954) zu erfolgen. Die Investitions-
rücklage II darf jedoch für die Anschaffung oder
Herstellung solcher Wirtschaftsgüter, deren An-
schaffungs- oder Herstellungskosten gemäß § 6 a
Einkommensteuergesetz voll als Betriebsaus-
gaben abgesetzt werden, nicht verwendet
werden; sie darf ferner nicht für die Anschaffung
oder Herstellung von Personenkraftwagen —
ausgenommen Mietkraftwagen, Platzkraftwagen
und Fahrschulwagen — und von Einrichtungs-
gegenständen für Büros, Empfangsräume und
Wartezimmer verwendet werden. Ärzte und
Tierärzte dürfen die Investitionsrücklage II auch
für die Anschaffung von Personenkraftwagen
mit einem Hubraum von nicht mehr als
1500 cm3 und für die Anschaffung von Jeeps
verwenden."

ABSCHNITT B.

Körperschaftsteuer.
Artikel VII.

Art. VIII des Steueränderungsgesetzes 1949
vom 19. Mai 1949, BGBl. Nr, 132, wird wie
folgt geändert:

1. Im Abs. 1 lit. a tritt an die Stelle des Be-
trages von 15.000 der Betrag von 30.000.

2. Im Abs. 1 lit. b treten an die Stelle der
Beträge von 10.000, 7500, 3500 und 1250 die
Beträge von 16.000, 12.000, 4800 und 2000.

3. Im Abs. 2 tritt an die Stelle des Betrages
von 40.000 der Betrag von 60.000.

Artikel VIII.

Im Art. IX des Steueränderungsgesetzes 1950
vom 31. März 1950, BGBl. Nr. 101, tritt an die
Stelle des Betrages von 40.000 der Betrag von
60.000.

ABSCHNITT C.

Gewerbesteuer.
Artikel IX.

§ 24 Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes in der
Fassung des Gewerbesteueränderungsgesetzes
1948 vom 16. Juni 1948, BGBl. Nr. 145, und
des Gewerbesteueränderungsgesetzes 1951 vom
18. Juli 1951, BGBl. Nr. 178, hat zu lauten:

„(3) Zur Lohnsumme gehören nicht:
1. Beträge, die gezahlt worden sind an
a) Lehrlinge, die auf Grund eines schriftlichen

Lehrvertrages eine ordnungsmäßige Aus-
bildung erfahren,

b) Arbeitnehmer, die als begünstigte Personen
gemäß den Vorschriften des Invaliden-
einstellungsgesetzes beschäftigt werden;

2. Entschädigungen, die einem Arbeitnehmer
als Ersatz für entgangene oder entgehende Ein-
nahmen oder für die Aufgabe oder Nicht-
ausübung einer Tätigkeit, einer Gewinnbeteili-
gung oder einer Anwartschaft auf eine solche ge-
währt worden sind;

3. Beträge, die nach § 8 Z. 3 bis 6 für die Er-
mittlung des Gewerbeertrages dem Gewinn
hinzuzurechnen sind."

ABSCHNITT D.

Umsatzsteuer.
Artikel X.

(1) Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung des
Steueränderungsgesetzes 1951 vom 20. Juli 1951,
BGBl. Nr. 191, wird wie folgt geändert:

1. Die bisherigen Bestimmungen des § 1
erhalten die Bezeichnung Abs. 1. Als Abs. 2 wird
eingefügt:

„(2) Inland im Sinne des Abs. 1. ist das Bundes-
gebiet. Zollausschlüsse und Zollfreizonen kann
das Bundesministerium für Finanzen aus volks-
wirtschaftlichen Rücksichten von der Anwen-
dung dieses Gesetzes ganz oder teilweise aus-
nehmen."
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2. § 4 Z. 11 hat zu lauten:
„11 . die ärztlichen und ähnlichen Hilfeleistun-

gen, die Lieferungen von Arznei-, Heil- und
Hilfsmitteln und sämtliche Leistungen der Heil-
und Pflegeanstalten, in allen diesen Fällen so-
weit Entgelte von den Trägern der Sozial-
versicherung und ihren Verbänden oder von den
Trägern des öffentlichen Fürsorgewesens gezahlt
werden, ferner die Umsätze der Träger der
Sozialversicherung und ihrer Verbände und der
Träger des öffentlichen Fürsorgewesens unter-
einander und an die Versicherten, die mi t -
versicherten Familienangehörigen, die Versor-
gungsberechtigten oder die Hilfsbedürftigen;"

3. § 4 Z. 15 hat zu lauten:
„15. die Umsätze der Blinden und der Blinden-

anstalten nach näherer Bestimmung des Bundes-
ministeriums für Finanzen;"

4. Im § 4 wird nach Z. 15 eingefügt:
„16. die Umsätze aus der Tätigkeit als Haus-

gewerbetreibender, wenn die aus dieser Tätigkeit
stammenden Umsätze im Gesamtumsatz über-
wiegen und der Gesamtumsatz selbst im Ka-
lenderjahr 100.000 S nicht übersteigt. Haus-
gewerbetreibende sind natürliche Personen oder
Personenzusammenschlüsse, wenn sie als Ge-
werbetreibende in eigener Wohnung oder Be-
triebsstätte im Auftrag und für Rechnung von
Gewerbetreibenden oder Zwischenmeistern unter
eigener Handarbei t Waren herstellen oder be-
arbeiten. Die Personen müssen selbst wesentlich
am Stück mitarbeiten;"

5. Im § 4 erhält die bisherige Z. 16 die Be-
zeichnung Z. 17.

6. Im § 4 erhält die bisherige Z. 17 die Be-
zeichnung Z. 18.

7. Im § 4 erhält die bisherige Z. 18 die Be-
zeichnung Z. 19 und ha t zu lauten:

„19. die Umsätze aus den von öffentlich-
rechtlichen Körperschaften und Volksbildungs-
vereinen veranstalteten Vorträgen und Film-
vorführungen wissenschaftlicher und belehrender
Art , wenn die Einnahmen vorwiegend zur
Deckung der Unkosten verwendet werden;"

8. Im § 4 wird nach Z. 19 eingefügt:
„20. die Umsätze an gemeinnützige Bauvereini-

gungen zur Errichtung von Kleinsiedlungen und
Landarbeiterwohnungen, wenn diese Bauten aus
Mitteln der Gebietskörperschaften oder der von
diesen verwalteten Fonds durch Darlehen ge-
fördert werden. Die Steuerbefreiung wird in der
Weise gewährt, daß zum Ausgleich der Umsatz-
steuer, die auf den genannten Umsätzen an die
gemeinnützigen Bauvereinigungen ruht, diesen
Vereinigungen auf Antrag, ein Betrag vergütet
wird, der dieser Umsatzsteuer entspricht. Der
Antrag ist binnen einer Ausschlußfrist von sechs

Monaten nach Ablauf des Monates zu stellen, in
dem das Entgelt entrichtet worden ist. Die
näheren Bestimmungen trifft das Bundesministe-
rium für Finanzen;

21. Die Vergütungen, die von den einzelnen
Miteigentümern landwirtschaftlicher Maschinen
für die Benützung der Maschinen an die Gesamt-
heit der Miteigentümer (Maschinengemeinschaft)
bezahlt werden."

(2) Die Durchführungsbestimmungen zum U m -
satzsteuergesetz vom 23. Dezember 1938, Deut-
sches RGBl. I S. 1935, werden wie folgt geändert:

1. Im § 15 Abs. 3 t r i t t an die Stelle des Be-
trages von 10.000 der Betrag von 60.000.

2. Im § 58 t r i t t an die Stelle des Betrages von
75.000 der Betrag von 500.000.

(3) Art . VIII Abs. 3 Z. 2 des Steueränderungs-
gesetzes 1951 vom 20. Juli 1951, BGBl. N r . 191,
ha t zu lauten:

„2. der Vergütungssatz für die Ausfuhr-
vergütung (§ 75 der Durchführungsbestimmun-
gen zum Umsatzsteuergesetz) beträgt für Roh-
stoffe 0'5 v. H. , für Halberzeugnisse 1'2 v. H .
und für Fertigwaren 2 v. H . Das Bundesministe-
rium für Finanzen wird ermächtigt, mi t Ver-
ordnung den Vergütungssatz für einzelne Ha lb -
erzeugnisse um höchstens 0'3 v. H . und für ein-
zelne Fertigwaren um höchstens 1'4 v. H . zu
erhöhen. Das Bundesministerium für Finanzen
bestimmt mit Verordnung, welche Gegenstände
als Fertigwaren, als Halberzeugnisse und als Roh-
stoffe anzusehen sind und welche Voraussetzun-
gen außer den im § 73 der Durchführungs-
bestimmungen zum Umsatzsteuergesetz auf-
gezählten vom Vergütungswerber zu erfüllen
sind, wenn die Vergütung gewährt werden soll;
hiebei kann auch angeordnet werden, daß bei
der Ausfuhr im Eisenbahnverkehr die zollamt-
liche Beschau aller oder bestimmter Waren zum
Zwecke der Überprüfung der Tarifierung vor
oder anläßlich der Übergabe der Waren an die
Eisenbahn stattzufinden hat ."

A B S C H N I T T E.

Vermögensteuer.
Artikel XI.

§ 67 Z. 2 des Bewertungsgesetzes in der Fas-
sung der Vermögensteuernovelle 1946 vom
13. Juni 1946, BGBl. N r . 107, ha t zu lauten:

„2. Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheck-
guthaben und sonstige laufende Guthaben, inlän-
dische und ausländische Zahlungsmittel. Lauten
die Beträge auf Schilling, so gehören sie bei
natürlichen Personen nur insoweit zum sonstigen
Vermögen, als sie insgesamt 10.000 S übersteigen;
dieser Freibetrag erhöht sich auf 20.000 S, wenn
mindestens die Hälfte des Gesamtwertes dieser
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Wirtschaftsgüter nachweislich aus Spareinlagen
und Guthaben besteht, die sechs Monate oder
länger gebunden sind;"

ABSCHNITT F.

Ü b e r g a n g s - und Schlußbestimmungen.
Artikel XII .

(1) Die Bestimmungen des Art . I 2 . 2 bis 5
und der Art . III und IV treten, wenn die Ein-
kommensteuer veranlagt wird, mit 1. Jänner
1952, wenn die Einkommensteuer im Abzugs-
wege eingehoben (Lohnsteuer) oder durch
Jahresausgleich festgestellt wird, für die nach
dem 31. Dezember 1951 endenden Lohnzah-
lungszeiträume in Kraft. Die Bestimmungen
des Art . I 2 . 7 sind erstmalig bei der Veran-
lagung für das Kalenderjahr 1951 anzuwenden.
Die Bestimmungen des Art. II sind erstmalig
auf die Zuwendungen anzuwenden, die in der
2ei t vom 1. November 1951 bis 15. Jänner
1952 gewährt werden. Die Bestimmungen der
Art . VII und VIII sind erstmalig bei der Ver-
anlagung für das Kalenderjahr 1951 anzu-
wenden. Die Bestimmungen des Art . IX treten
mit 1. Jänner 1952 in Kraft.

(2) Art . XI Abs. 6 des Steueränderungsgesetzes-
1951 vom 20. Juli 1951, BGBl. Nr . 191, hat zu
lauten:

„(6) Die Bestimmungen des Art . I 2 . 13 lit. a
und 2 . 14 lit. a sowie des Art . X Abs. 1 treten
für Lohnzahlungszeiträume in Kraft, die nach
dem 30. Juni 1951 enden. Die Bestimmungen
des Art . I 2 . 13 lit. c und lit. d und 2 . 14 lit. b
sind erstmalig bei Durchführung des Jahresaus-
gleiches für das Kalenderjahr 1951 anzu-
wenden."

(3) Die Bestimmungen des Ar t . X Abs. 1 2 . 1
tre ten am 1. Jänner 1949 in Kraft. Gleichzeitig
t re ten die Bestimmungen des § 1 Abs. 1 der
Durchführungsbest immungen zum Umsatz-
steuergesetz vom 23. Dezember 1938, Deutsches
RGBl. I S. 1935, außer Kraft. Die übrigen Be-
st immungen des Ar t . X tre ten am 1. Jänner
1952 in Kraft. Die Bestimmung des Ar t . X
Abs. 2 2 . 1 ist somit erstmalig auf Unte rnehmer
anzuwenden, deren Umsätze aus einem land-
u n d forstwirtschaftlichen Betrieb (einschließlich
des steuerfreien Umsatzes) im Kalenderjahr 1951
60.000 S nicht überstiegen haben und bei denen
diese Umsätze im Kalenderjahr 1952 voraus-
sichtlich diesen Betrag nicht übersteigen werden.
Die Bestimmung des Art . X Abs. 2 2 . 2 ist
erstmalig auf Un te rnehmer anzuwenden, deren
Gesamtumsatz im Kalenderjahr 1951 500.000 S
nicht überstiegen hat . Die §§ 38, 40 und 44 der
Durchführungsbest immungen zum Umsatzsteuer-
gesetz vom 23. Dezember 1938, Deutsches RGBl. I
S. 1935, sowie die umsatzsteuerlichen Bestim-
mungen der im § 44 Abs. 1 der Durchführungs-

best immungen zum Umsatzsteuergesetz genann-
ten Gesetze und Verordnungen treten mi t
1. Jänner 1952 außer Kraft. In der zu Art . X
Abs. 3 zu erlassenden ersten Verordnung, mi t
der Vergütungssätze für die Ausfuhrvergütung
erhöht werden, kann angeordnet werden, daß
die Verordnung am 1. Jänner 1952 wirksam
wird und auf alle vergütungsfähigen Vorgänge,
die nach dem 31. Dezember 1951 eintreten,
Anwendung findet.

(4) Die Bestimmungen des Art . X I treten am
1. Jänner 1952 in Kraft.

(5) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Figl Margarétha

9. Bundesgesetz vom 17. Dezember 1951
über die Gewährung eines Bundeszuschusses
zur Förderung der Behebung von Hoch-
wasserschäden in Wien und Niederösterreich.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Um die Maßnahmen des Landes Nieder-
österreich und der Stadt Wien zur Behebung der
Sachschäden zu fördern, die in diesen Gebieten
durch im Mai und August 1951 eingetretene
Hochwasserkatastrophen entstanden sind, wird
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes als erste Rate aus Bundesmitteln ein
Bundeszuschuß von fünf Millionen Schilling ge-
währt. Der 2uschuß an Wien wird mit einer
Million, der 2uschuß an Niederösterreich mit
vier Millionen Schilling als erste Rate begrenzt.

§ 2. Der Bundeszuschuß nach § 1 ist nur zur
Förderung der Behebung von Hochwasserschäden
bestimmt, die im Vermögen von physischen Per-
sonen oder juristischen Personen des Privat-
rechtes oder aber an Straßen eingetreten sind,
die ausschließlich aus Mitteln der in § 1 ge-
nannten Gebietskörperschaften erhalten werden.

§ 3. (1) Ist der Geschädigte eine physische Per-
son oder eine juristische Person des Privatrechtes,
so dürfen Bundesmittel nur zugeteilt werden,
wenn die Schadensbehebung zur Erhaltung der
Existenzgrundlage der Betroffenen erforderlich
ist und der Geschädigte beim Amt der nieder-
österreichischen Landesregierung (Magistrat der
Stadt Wien) bis längstens 31. März 1952 um eine
Beihilfe angesucht hat. Im einzelnen Fall darf
aus Mitteln des Bundeszuschusses nur höchstens
der Betrag zugeteilt werden, der einem Drittel
der notwendigen Wiederherstellungskosten im
2eitpunkte 1. Oktober 1951 entspricht. Von den
notwendigen Wiederherstellungskosten sind aus
anderen öffentlichen Mitteln als dem Bundes-
zuschuß und dem Beitrag der Gebietskörper-
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schaft gemäß Abs. 2 gewährte oder zugesicherte
Beihilfen zur Behebung des Hochwasserschadens
in Abzug zu bringen. Eine Überschreitung des
Drittelbetrages ist nur in besonders berücksichti-
gungswürdigen Ausnahmefällen mit Zustimmung
des Bundesministeriums für Finanzen zulässig.
Die Zuweisung an den Geschädigten darf nach
Zusicherung nur im Verhältnis des Fortschrittes
der Wiederherstellungsarbeiten vorgenommen
werden.

(2) Der Bundeszuschuß (Abs. 1) ist an die Be-
dingung geknüpft, daß aus Mitteln des Landes
Niederösterreich (der Stadt Wien} ein Beitrag
in der Höhe von mindestens der Hälfte des Bun-
deszuschusses geleistet wird.

§ 4. Der Bundeszuschuß zur Förderung der
Behebung von Hochwasserschäden, die an aus-
schließlich aus Mitteln der Gebietskörperschaft
erhaltenen Straßen entstanden sind, ist im Rah-
men des Betrages gemäß § 1 an den
Nachweis über die Vollendung der Wiederher-
stellungsarbeiten im einzelnen Fall gebunden.

§ 5. Die Überprüfung der Voraussetzungen
für die Gewährung sowie der widmungsgemäßen
Verwendung des Bundeszuschusses bleibt den
Organen des Bundes vorbehalten. Bei Nichtein-
haltung der Bedingung (§ 3 Abs. 2) durch das
Land Niederösterreich (die Stadt Wien) kann die
Überweisung von Bundesmitteln auf Grund
dieses Bundesgesetzes eingestellt werden.

§ 6. Die haushaltsmäßige Verrechnung des
Bundeszuschusses wird den betroffenen Gebiets-
körperschaften zur Bedingung gemacht.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Figl Margarétha

1 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 11. Dezember
1951, betreffend die Erhöhung der Gebühren
für Untersuchungen von Lebensmitteln
durch die Untersuchungsanstalten des Bundes.

Auf Grund des § 24 des Lebensmittelgesetzes
1951, BGBl. Nr. 239, wird verordnet:

Artikel I.

Zu den im Gebührentarif der bundesstaat-
lichen Untersuchungsanstalten für Lebensmittel
festgesetzten Gebühren (Anhang zur Verord-
nung des Bundesministers für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministern vom 3. Jänner 1929, BGBl.
Nr. 22) ist ein Zuschlag in der Höhe von
200 v. H. einzuheben.

Artikel II.

1. Mit Wirksamkeitsbeginn dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien vom 5. November
1947, BGBl. Nr. 262, betreffend die Erhöhung
der Gebühren für Untersuchungen durch die
bundesstaatlichen Untersuchungsanstalten für
Lebensmittel, außer Kraft.

2. Diese Verordnung sowie die Verordnung
des Bundesministers für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
stern vom 3. Jänner 1929, BGBl. Nr. 22, betref-
fend die Abänderung des Gebührentarifs der
bundesstaatlichen Untersuchungsanstalten für
Lebensmittel, treten mit 31. Dezember 1952
außer Kraft.

Maisel

1 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 21. De-
zember 1951 über die Plombierungsvor-
schriften der Bundesanstalt für Pflanzenbau

und Samenprüfung in Wien.

Auf Grund der §§ 4 Abs. 3 und 9 Abs. 1 des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 236/1937, über den
Verkehr mit Sämereien landwirtschaftlicher Kul-
turpflanzen (Saatgutgesetz 1937), werden die
Plombierungsvorschriften der Bundesanstalt
für Pflanzenbau und Samenprüfung wie folgt
kundgemacht:

I.

Plombierungsvorschriften.

1. Die Vorschriften erstrecken sich auf Plom-
bierungen von Saatgut, das nach § 6 Abs. 1
des Gesetzes oder § 8 Abs. 1 des Gesetzes
plombierungspflichtig ist.

2. Anmeldungen zur Plombierung haben bei
den gemäß § 9 Abs. 1 des Gesetzes ermäch-
tigten Anstalten und Stellen zu erfolgen.
Bei der Anmeldung ist die Samenart; die
Anzahl der egalisierten Partien und die Sack-
zahl anzugeben. Die Partie, für deren
Egalität der Antragsteller haftet, darf
50 Säcke (Packungen) und 2500 kg nicht
übersteigen.

3. Plombierungen sind so zeitgerecht anzumel-
den, daß die Entsendung eines Probenehmers
bis zum beantragten Plombierungstermin
veranlaßt werden kann.

4. Entsprechend der Anzahl der zur Plom-
bierung angemeldeten Säcke werden dem
Antragsteller von der Plombierungsstelle
Kartonanhänger aus gelblichem Karton
(Muster I) und Bleiplomben mit 3 mm
Durchmesser ausgefolgt.
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5. Nach Anmeldung zur Plombierung sind Be-
lege über die örtliche Herkunft des Saat-
gutes beizubringen (§ 9 Abs. 1 des Gesetzes).
Sofern die Herkunft des Saatgutes auf
Grund der Untersuchung feststellbar ist,
kann auf die Beibringung der Belege ver-
zichtet werden.

6. Das zur Plombierung angemeldete Saatgut
muß in einwandfreien Säcken abgefüllt sein.
Erwünscht sind nahtlose oder „Kappen"-
Säcke. Bei Verwendung nicht entsprechender
Säcke ist die Plombierung abzulehnen.

7. Die zur Plombierung bestimmten Säcke
müssen partienweise in einem geeigneten
Raum in beiderseits leicht zugänglichen
Reihen aufgestellt sein. Für jeden zu plom-
bierenden Sack sind Mustersäckchen aus
Papier in entsprechender Größe vom An-
tragsteller vorzubereiten.

a) Unverschlossene Säcke sind mit einem
für Bleiplomben geeigneten Spagat in
üblicher Weise abzubinden. Ein ent-
sprechend langes Ende der Schnur ist mit
einer Sacknadel unterhalb des sogenann-
ten Schopfes durchzuziehen und hierauf
mit dem anderen Ende der Schnur zu
verknüpfen. Nach diesem Abbindeknoten
sind die Schnurenden durch die Ösen des
Kartonanhängers durchzuziehen, einfach
zu verknoten und hierauf die Bleiplombe
auf die Schnurenden aufzufädeln. Die
Schnurenden werden noch einmal ge-
knotet und der Knoten in den Hohl-
raum der Bleiblombe hineingezogen.

b) Bei Säcken, die mit Maschinnaht ver-
schlossen sind, wird der Spagat entlang
der Maschinnaht durchgenäht, doppelt
geknüpft und Kartonanhänger und Blei-
plombe, wie vorher beschrieben, be-
festigt.

c) Bei Vorstellung bereits im Auslande
plombierter Säcke kann der Karton-An-
hänger und die Bleiplombe an dem un-
verletzten ausländischen Verschluß an-
gebracht werden.

d) Werden Säcke, die bereits plombiert
waren und bei welchen die Gültigkeits-
dauer der Plombe abgelaufen ist, neuer-
lich zur Plombierung vorgestellt, so
kann sich bei unverletztem Verschluß
die Plombierung auf die Musterziehung,
Untersuchung des Saatgutes und Anbrin-
gung eines neuen Klebezettels be-
schränken.

8. Nach Durchführung der vorbereitenden
Maßnahmen, die vor dem Eintreffen des
Probenehmers beendet sein müssen, wird
von dem von der Plombierungsstelle ent-

sandten Probenehmer die Musterziehung
vorgenommen. Die Musterziehung (Art der
Probeentnahme, Anzahl und Menge der
Proben, erfolgt nach den Weisungen
der Bundesanstalt für Pflanzenbau und
Samenprüfung in Wien. In dem Raume, in
dem die Musterziehung stattfindet, haben
alle Arbeiten, die mit Staubentwicklung
verbunden sind, zu unterbleiben. Die für
die Vornahme der Musterziehung erforder-
lichen Arbeitskräfte hat der Antragsteller
kostenlos zur Verfügung zu stellen.

9. Im Falle der Nichterfüllung der vorgenann-
ten Voraussetzungen (2. 6 bis 8) seitens des
Antragstellers kann der Probenehmer die
Musterziehung ablehnen oder eine bereits
begonnene Musterziehung unterbrechen.

10. Nach der Musterziehung werden mit der
Plombierzange die Prägestempel in die Blei-
plombe eingepreßt. Die Prägestempel zeigen
auf der einen Seite das österreichische Bun-
deswappen mit der Umschrift „Österreich",
auf der anderen Seite den Ortsnamen der
Plombierungsstelle mit der Umschrift
„Staatliche Samenkontrolle".

11. Anschließend ist vom Probenehmer eine
Aufnahmeschrift auszufüllen, in welche die
Art des Saatgutes, die Herkunft, die Anzahl
der Partien, die Zahl der Säcke sowie die
dazugehörigen Plombierungsnummern ein-
zutragen sind. Das Original der Aufnahme-
schrift verbleibt dem Antragsteller. Der
Probenehmer hat die gezogenen Muster mit
der Durchschrift der Aufnahmeschrift un-
verzüglich der zuständigen untersuchungs-
berechtigten Anstalt zu übermitteln.

12. Die gezogenen Muster werden nach den
vom Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft genehmigten Methoden und
nach den Richtlinien der Bundesanstalt für
Pflanzenbau und Samenprüfung in Wien
untersucht. Der Antragsteller erhält über das
Ergebnis der Untersuchung einen schrift-
lichen Befund, aus dem hervorgeht, ob die
untersuchte Ware als plombiertes Saatgut in
Verkehr gesetzt werden darf. Ergibt der
Befund, daß die Ware den Bestimmungen
des Saatgutgesetzes entspricht, so wird für
den Kartonanhänger jedes Sackes ein Klebe-
zettel (Muster II) im Ausmaße von 8X10 cm
ausgestellt. Auf dem Klebezettel ist die
Plombierungsnummer, die Samenart, die
Bezeichnung „Saatgut", die Qualität, die
Herkunft und die Gültigkeitsdauer der
Plombe zu vermerken. Der Klebezettel hat
außerdem die Anschrift der Untersuchungs-
stelle, den Amtsstempel und die Fertigung
des leitenden Beamten der Anstalt zu
tragen.
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13. a) Plombiertes Saatgut, das mindestens den
festgesetzten Normen der Kundmachung
des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft vom 24. Februar 1949,
BGBl. Nr. 77, über die Normen und
Grenzwerte für die Reinheit und Keim-
fähigkeit von Sämereien entspricht,. wird
als „Saatgut erster Qualität" bezeichnet,
wenn überdies die Brauchbarkeit gewähr-
leistet ist.

b) Plombiertes Saatgut, das nur den Grenz-
werten der in lit. a genannten Kund-
machung entspricht, wird als „Saatgut
zweiter Qualität" bezeichnet, wenn über-
dies die Brauchbarkeit gewährleistet ist.

c) Plombiertes Saatgut, für welches im
Sinne der in lit. a genannten Kund-
machung die Grenzwerte herabgesetzt
werden, wird als „Saatgut dritter Quali-
tät" bezeichnet.

14. Die Klebezettel werden mit dem Unter-
suchungsbefund dem Antragsteller ausge-
folgt und sind auf dem dazugehörigen
Kartonanhänger innerhalb des vorgezeich-
neten Rahmens aufzukleben.

15. Die Plombierung gilt als vollzogen, wenn
der Sack im Sinne dieser Bestimmungen
(Z. 6 bis 10) verschlossen, die Prägestempel
eingepreßt und der Klebezettel auf dem An-
hänger aufgeklebt ist.

16. Die für die Untersuchung entnommenen
Proben aus den einzelnen Säcken hat die
untersuchungberechtigte Anstalt sechs Mo-
nate aufzubewahren.

17. Die Kosten der Plombierung werden nach
dem Gebührentarif der Bundesanstalt für
Pflanzenbau und Samenprüfung bemessen
und sind vom Antragsteller zu tragen.

Diese Kosten setzen sich zusammen:
a) aus der Gebühr für die Plombierung,
b) aus der Gebühr für die Musterziehung,
c) aus den Gebühren für die erforderlichen

Untersuchungen,
d) aus den gebührenden Reisekosten des die

Plombierung vornehmenden Organes
(die Bemessung der Reisekosten der ge-
mäß § 10 bestellten Probenehmer, die
nicht in öffentlichen Diensten stehen, er-
folgt nach den für die Beamten der
allgemeinen Verwaltung der Dienst-
postengruppe VI der Verwendungs-
gruppe B geltenden Vorschriften),

e) aus den fallweise auflaufenden Porto-,
Telephon-, Telegramm- und Versand-
spesen.

II.

Schlußbestimmung.

Die mit der Kundmachung des Bundesmini-
steriums für Land- und Forstwirtschaft, BGBl.
Nr. 288/1937, Abschnitt II, in der Fassung der
Kundmachung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 24. Februar
1949, BGBl. Nr. 77, Abschnitt IV, verlautbarten
Plombierungsvorschriften treten außer Kraft.

Kraus



Stück 2, Nr. 11. 13

Muster I
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Muster II


